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Neue Wege beschreiten:
Chancen der Mediation in der Entsorgungswirtschaft

Ausgehend von den immer deutlicher zutage tretenden Un-
zulänglichkeiten des gerichtlichen Rechtsschutzes im Bereich
der Entsorgungswirtschaft wird nun auch hier auf das Ver-
fahren der Mediation abgestellt. Das OVG Lüneburg hat im
Februar diesen Jahres ein gerichtliches Verfahren zwischen
öffentlich-rechtlichem Entsorgungsträger und gewerblichem
Sammler ausgesetzt und eine Mediation vorgeschlagen.
Auch der Gesetzgeber stellt mit den Regelungen in § 6 Ver-
packungsverordnung auf das Kooperationsprinzip ab, was
dem Verfahren der Mediation immanent ist. Entsprechend
hat das Bundesverwaltungsgericht jüngst entschieden, dass
§ 6 IV 5 VerpackV keinen einklagbaren rechtlichen Anspruch
gibt, die Norm vielmehr nichtig, weil nicht dem Bestimmt-
heitsgebot entsprechend ist. Wollen die Parteien nach der
derzeitigen Rechtslage also handlungsfähig bleiben, sind sie
auf konsensuale Lösungen angewiesen, die auch hier im
Rahmen der Mediation gefunden werden können.

I. Einleitung

Die Mediation ist derzeit in aller Munde. Längst hat das
Verfahren den klassischen Bereich des Familienrechts verlas-
sen und wird verbreitet im Wirtschaftsbereich eingesetzt.
Auch Kommunen und Behörden haben den Nutzen der Me-
diation für sich entdeckt.1

Jetzt hat die Mediation auch die Entsorgungswirtschaft er-
reicht. Im Februar dieses Jahres hat das OVG Lüneburg im
Altpapierstreit zwischen der Stadt Oldenburg und einer pri-
vaten Altpapiersammlung ein Mediationsverfahren vor-
geschlagen. In den Medien heißt es: „Die Stadt möchte den
vom Gericht gemachten Vorschlag aufnehmen und eine gütli-
che Streitbeilegung im Wege der Mediation verfolgen.“2

Aber was ist nun eigentlich ein Mediationsverfahren? Ebenso
vielfältig wie die Einsatzmöglichkeiten dieses Verfahrens
scheinen die derzeit kursierenden Ansichten zu sein, worum
es sich hier eigentlich handelt. Der folgende Beitrag möchte
zunächst dazu beitragen, Inhalt und Zweck des Mediations-
verfahrens und damit seinen Nutzen zu klären, um im zwei-

ten Teil darauf einzugehen, welche Möglichkeiten das Ver-
fahren in der Entsorgungswirtschaft bietet.

II. Das Verfahren der Mediation

Definitionsgemäß ist die Mediation ein vertrauliches und
strukturiertes Verfahren, bei dem die Parteien mit Hilfe eines
oder mehrerer Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlich
eine einvernehmliche Beilegung ihres Konfliktes anstreben.3

Ein Mediator ist eine unabhängige und neutrale Person ohne
Entscheidungsbefugnis, die die Parteien durch die Mediation
führt und sich vergewissert, dass diese die Grundsätze und
den Ablauf des Mediationsverfahrens verstanden haben.4

Damit bleibt zunächst festzuhalten: Der Mediator ist neutral
und das Verfahren ist von vier maßgeblichen Prinzipien be-
stimmt, nämlich der Freiwilligkeit, Vertraulichkeit, Infor-
miertheit und Eigenverantwortlichkeit. Aber wie hat man
sich nun ein Mediationsverfahren vorzustellen und was ist
das Ziel eines solchen Verfahrens?

1. Ziel des Mediationsverfahrens

Das Ziel des Mediationsverfahrens ist die Erlangung einer
konsensualen Lösung und lässt sich am besten in Abgrenzung
zu den anderen Verfahren der Streitbeilegung darstellen, dem
Gerichtsverfahren, dem Schiedsgerichtsverfahren und dem
Schlichtungsverfahren.

Allen vier Verfahren ist gemeinsam, dass ein Streit oder Kon-
flikt beigelegt werden soll.

a) Gerichtsverfahren, Schiedsgerichtsverfahren, Schlichtung.
In der Gesetzesbegründung zum Mediationsgesetz heißt es: „
[Die Mediation] unterscheidet sich von anderen Verfahren, in
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1 Vgl. Wagner, Mediation in Behörden, NVwZ 2014, 1344.
2 Europaticker v. 24.2.2015.
3 § 1 I Mediationsgesetz v. 21.7.2012 (BGBl. I 2012, 1577).
4 § 1 II, § 2 II Mediationsgesetz v. 21.7.2012 (BGBl. I 2012, 1577).



denen die den Streit schlichtende Person den Parteien eine
bestimmte Konfliktlösung vorschlagen kann (Schlichtung)
oder der Streit der Parteien durch einen Dritten entschieden
wird (gerichtliches Verfahren und Schiedsgerichtsverfahren).5

Im Gerichtsverfahren erfolgt die Streitbeilegung dadurch,
dass die Konfliktparteien die Entscheidungsbefugnis auf ei-
nen Dritten, den Richter übertragen. Dieser entscheidet an-
hand der gesetzlichen Vorgaben, wie der Streit rechtlich zu
lösen ist. Dabei subsumiert er den von den Parteien vorgetra-
genen Sachverhalt unter eine Gesetzesnorm. Daraus ergibt
sich eine bestimmte Rechtsfolge, die der einen oder anderen
Partei ihre geltend gemachte Position zuspricht. Da beide
Parteien die gerichtliche Entscheidung anerkennen, bezie-
hungsweise nach Ausschöpfung des Rechtswegs anerkennen
müssen, wenn sie diesen Weg beschritten haben, ist der Streit
mit dem Urteil des Gerichts jedenfalls in rechtlicher Hinsicht
entschieden.

Das Schiedsverfahren ist im Gegensatz dazu, ebenso wie das
Mediationsverfahren, eine außergerichtliche, dennoch aber
autoritative Form der Streitbeilegung, die in den §§ 1025–
1066 ZPO geregelt ist und in dessen Rahmen ein von den
Parteien gewählter Schiedsrichter, der kein Jurist sein muss,
die Streitentscheidung vornehmen soll.

Schließlich soll auch der Schlichter als eine den Streit schlich-
tende Person den Parteien eine bestimmte Konfliktlösung vor-
schlagen. Er soll eine Lösung vermitteln mit der Folge, dass
auch das Schlichtungsverfahren auf eine Streitentscheidung
ausgerichtet ist.6

Allen Verfahren ist gemeinsam, dass die Konfliktlösung über
eine Reduzierung auf die Fakten bzw. Rechtspositionen er-
reicht wird.

b) Das Mediationsverfahren. Hier liegt der entscheidende
Unterschied zum Mediationsverfahren. Mediation ist das ein-
zige Verfahren, das mit Komplexität umgehen kann, ohne sie
auf bestimmte Aspekte des Konflikts zu reduzieren. Der Me-
diator soll nicht eine Lösung, sondern das ihr vorausgehende
beiderseitige Verstehen vermitteln. Dadurch ergibt sich eine
Erweiterung des Blickwinkels und der zur Verfügung stehen-
den Optionen. Ziel der Mediation ist die Erlangung eines
Konsenses zwischen den Konfliktparteien. Die Konfliktpar-
teien begeben sich hier gemeinsam auf die Suche nach für
beide Seiten interessengerechten Lösungen. Im Falle einer
solchen konsensualen Lösung ergibt sich für die Parteien eine
„win-win-Situation“, in der beide Seiten ihre Interessen wah-
ren können. Möglich wird dies, indem die Mediation einen
anderen gedanklichen Zugang zur Problemlösung verfolgt
und den aufzulösenden Widerspruch in einer Dialektik ver-
arbeitet, die das Sowohl-als-auch-Prinzip erlaubt.7 Entschei-
dend für die Lösungsfindung sind die hinter den Positionen
liegende Interessenlage und die Motive der Parteien.

Um das beschriebene Ziel erreichen zu können, sind die ein-
gangs erwähnten Prinzipien von grundlegender Bedeutung.

Der Grundsatz der Informiertheit bezieht sich sowohl darauf,
dass die Parteien über die Grundsätze und den Ablauf der
Mediation zu unterrichten sind als auch darauf, dass alle den
Konflikt betreffenden Informationen den Parteien wechselsei-
tig zur Verfügung stehen müssen,8 um zu einer für alle Betei-
ligten optimalen Lösung gelangen zu können.

Eng damit verknüpft ist der Grundsatz der Vertraulichkeit.
Die Vertraulichkeit ist für den Erfolg einer Mediation ent-
scheidend. Denn nur so können die Parteien ihre regelungs-
bedürftigen Interessen und die hierfür wesentlichen Informa-

tionen offen mitteilen. In dem vertraulichen Rahmen der Me-
diation können die Parteien zu gemeinsamen Überzeugungen
gelangen, die Grundlage einer von allen Seiten als gerecht
empfundenen Lösung sind.9 Weiter ist es den jeweiligen Par-
teien überlassen, ob sie eine Mediation durchführen. Aus
Art. 3 Buchst. a Mediations-RL folgt allerdings, dass es mit
dem Prinzip der Freiwilligkeit vereinbar ist, wenn die Media-
tion von einem Gericht vorgeschlagen, angeordnet oder ge-
setzlich vorgeschrieben wird. Allerdings sind die Parteien
auch in diesen Fällen berechtigt, die Mediation zu beenden,
wenn sie zu keiner Vereinbarung gelangen können.10

Schließlich unterstreicht das Erfordernis der Eigenverant-
wortlichkeit die Bedeutung der Autonomie der Parteien in
der Mediation. Diese bleiben während des gesamten Verfah-
rens für die zur Konfliktbeilegung getroffenen Maßnahmen
und Absprachen und insbesondere auch für den Inhalt der
abschließenden Vereinbarung verantwortlich. Eine Übertra-
gung der Entscheidungskompetenz auf die Mediatorin oder
den Mediator erfolgt, anders als bei einem Schiedsgerichts-
verfahren oder einer Schlichtung, nicht.11

2. Verfahrensgang. Obwohl § 2 MediationsG mit der Über-
schrift „Verfahren, Aufgaben des Mediators“ überschrieben
ist, lassen sich hieraus nicht viele Rückschlüsse auf den Ab-
lauf des Mediationsverfahrens ziehen.

Die Mediation als strukturiertes Verfahren folgt bestimmten
Regeln, die allerdings sowohl nach der Art der Mediation
(zum Beispiel Familien-, Wirtschafts-, Schul- oder Umwelt-
mediation) als auch nach dem jeweils verwendeten Media-
tionsstil durchaus variieren können.12 Weiter kann das Ver-
fahren abhängig von der jeweils zu Grunde liegenden Schu-
le13 bzw. der Mediationsform14 unterschiedlich ausgestaltet
sein, verläuft aber jedenfalls strukturiert15 und umfasst
grundsätzlich die nachfolgend dargestellten Phasen:

Phase 1: Abschluss des Mediationsvertrags

Die Phase 1 wird als Initialisierungsphase bezeichnet. Hier
werden den Parteien die Grundsätze und der Ablauf des
Mediationsverfahrens erklärt und auf dieser Grundlage eine
Zielvereinbarung und ein so genanntes Arbeitsbündnis ge-
schlossen.

Phase 2: Bestandsaufnahme

In Phase 2 geht es um die Schilderung des Konfliktes und die
Themensammlung, was im Rahmen der Mediation zu behan-
deln ist. Die Parteien schildern alle notwendigen Informatio-
nen über den Konflikt und die offenen und strittigen Punkte
und Fragen werden herausgearbeitet.

Phase 3: Interessenfindung

In Phase 3 erfolgt die eigentliche Arbeit im Rahmen der
Konfliktbearbeitung. Sie dient der Erhellung, welche Interes-

5 BT-Drs. 17/5335, 10.
6 Vgl. Trossen (Hrsg.), Mediation (un)geregelt, 1. Aufl. 2014, 80 f.
7 Vgl. Trossen (Hrsg.), (vgl. o. Fn. 6), 42.
8 § 2 I und II MediationsG.
9 BT-Drs. 17/5335, 13.
10 vgl. § 2 V 1 MediationsG; BT-Drs. 17/5335, 14.
11 BT-Drs. 17/5335, 14.
12 BT-Drs. 17/5335, 13.
13 Zum Beispiel „Das Harvard-Konzept“, 23. Aufl. 2009; Transformati-

onsansatz nach Bush/Folger, The Promise of Mediation, revised edition
2005.

14 Unterschieden zB nach Verfahrensschwerpunkten: facilitative Media-
tion, evaluative Mediation, transformative Mediation oder nach Media-
tionsform: reine Mediation, gesetzliche Mediation, forensische Media-
tion sowie zahlreicher weiterer Unterscheidungsmöglichkeiten, die je-
weils Auswirkungen auf das konkret anzuwendende Verfahren haben.

15 § 1 I Mediationsgesetz v. 21.7.2012 (BGBl. I 2012, 1577).
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sen und Bedürfnisse hinter den Positionen der Parteien stehen
und der Auflösung bestehender Widersprüche.

Phase 4: Konfliktlösung

Optionen für eine mögliche Konfliktlösung werden in Phase
4 erarbeitet und im Nachhinein auf ihre Zulässigkeit und
Praktikabilität überprüft.

Phase 5: Ergebnis

Kommt es zu einer einvernehmlichen Entscheidung beider
Parteien für eine Lösungsoption, wird in Phase 5 diese unter
Berücksichtigung der rechtlichen Rahmenbedingungen in ei-
ne juristische Form gefasst und von allen Parteien unterzeich-
net.16

3. Zwischenfazit. Aus der vorgehenden Darstellung wird
deutlich, welches Potenzial die Mediation – richtig verstan-
den – bietet, nämlich einen Konsens der Konfliktparteien zu
erzielen, mit dem beide Parteien ihre Interessen wahren kön-
nen. Hier geht es nicht um die Durchsetzung von (Rechts)
Positionen, sondern um die Auflösung eines bestehenden Wi-
derspruchs im Wege der Dialektik.

Gefährlich sind hier aber die derzeit kursierenden Ungenau-
igkeiten über das Verfahren, die dazu führen können, das die
Mediation eher als Schlichtungsverfahren angesehen und so
ihr Potenzial verschenkt wird. Dies lässt auch die oben bereits
zitierte Meldung in den Medien über die „gütliche Streitbeile-
gung“ im Altpapierstreit befürchten. Umso wichtiger ist es,
dass die Parteien gut informiert und mit dem richtigen Ver-
ständnis in das Mediationsverfahren hineingehen.

III. Die Mediation in der Entsorgungswirtschaft

Nachdem nun zunächst geklärt ist, was ein Mediationsver-
fahren ausmacht, soll im Folgenden auf die Frage eingegan-
gen werden, was die Mediation in der Entsorgungswirtschaft
bewirken kann. Gerade im Bereich der Entsorgungswirtschaft
wird die Unzulänglichkeit der hier anzuwendenden gesetzli-
chen Regelungen immer deutlicher. Dies zeigt sich sowohl in
der Rechtsprechung zur Thematik der gewerblichen Samm-
lungen, die durch eine Vielzahl gegensätzlicher Entscheidun-
gen zu großer Rechtsunsicherheit beiträgt, als auch in der
aktuellen Rechtsprechung des BVerwG,17 das § 6 IV 5 Ver-
packV für unwirksam hält, da die gesetzliche Norm nicht
dem verfassungsrechtlichen Gebot hinreichender Bestimmt-
heit entspreche.

1. Mediation im Konflikt zwischen öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern und gewerblichen
Sammlungen

Gerade im Bereich der Konflikte zwischen öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträgern und gewerblichen Sammlungen
kann die Mediation erhebliche Vorteile gegenüber einem Ge-
richtsverfahren bieten.

a) Streitstand in Zusammenhang mit den §§ 17, 18 KrWG.
Bereits seit Inkrafttreten des Kreislaufwirtschaftsgesetzes in
seiner jetzigen Fassung vom 1.6.2012 bestehen vielfältige
Streitigkeiten zwischen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern und gewerblichen Sammlern darüber, ob und in wel-
chem Umfang dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger
grundsätzlich überlassungspflichtige Abfälle durch gewerb-
liche Sammlungen entzogen werden dürfen.18 Das Gesetz
sagt in § 18 V KrWG, dass „die zuständige Behörde […] die
angezeigte Sammlung von Bedingungen abhängig machen,
sie zeitlich befristen oder Auflagen für sie vorsehen (kann),
soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung der Vorausset-
zungen nach § 17 II 1 Nr. 3 oder 4 sicherzustellen“, dh

etwaige entgegenstehende überwiegende öffentliche Interes-
sen zu wahren. Weiter hat die zuständige Behörde die Durch-
führung der angezeigten Sammlung zu untersagen, wenn Tat-
sachen bekannt sind, aus denen sich Bedenken gegen die
Zuverlässigkeit des Anzeigenden oder der für die Leitung und
Beaufsichtigung der Sammlung verantwortlichen Person er-
geben, § 18 V 2 KrWG.

Diese Regelungen bieten mit ihren zahlreichen unbestimmten
Rechtsbegriffen hohes Konfliktpotenzial. Streitig ist bereits,
wer „zuständige Behörde“ im Sinne des Gesetzes ist, bzw.
wie das in diesem Zusammenhang geforderte Neutralitäts-
gebot eingehalten werden kann.19 Weiterhin ist weder ge-
klärt, welche Unterlagen die zuständige Behörde zur Über-
prüfung der Zulässigkeit der gewerblichen Sammlung von
dem Anzeigenden verlangen darf,20 noch welche Tatsachen
und Unterlagen zur Überprüfung der Zuverlässigkeit des
Sammlers herangezogen werden können21 und erst recht
nicht, wann überwiegende öffentliche Interessen einer ge-
werblichen Sammlung entgegenstehen.22

Die hierzu sowohl zahlreich als auch mit höchst unterschied-
lichen Ergebnissen ergangene Rechtsprechung verdeutlicht
anschaulich, dass gerade im Bereich der gewerblichen Samm-
lungen ein Konflikt zwischen öffentlich-rechtlichem Entsor-
gungsträger und gewerblichem Sammler im Wege des Ge-
richtsverfahrens nicht zuverlässig oder in irgendeiner Weise
vorhersehbar entschieden werden kann.

b) Aussetzung eines gerichtlichen Verfahrens zur Durchfüh-
rung einer Mediation. Dies zeigt nicht zuletzt das bereits ein-
gangs erwähnte Verfahren vor dem OVG Lüneburg,23 das
das gerichtliche Verfahren zwischen öffentlich-rechtlichem
Entsorgungsträger und einem privaten Altpapiersammler
zwecks Durchführung eines Mediationsverfahrens aussetzen
möchte. Während das Gericht in der ersten Instanz die Unter-
sagungsverfügung gegen den privaten Altpapiersammler für
unzulässig erklärte, scheint das Berufungsgericht diese Auf-
fassung nicht vorbehaltlos zu teilen und setzt hier offensicht-

16 Vgl. zum Ganzen Hofmann/Rothfischer/Trossen (Hrsg.), Mediation
grundlegend, 2. Aufl. 2000, 75 ff.; Trossen (Hrsg.), (vgl. o. Fn. 6), 43 f.;
ähnlich Wagner, Mediation in Behörden, NVwZ 2014, 1344, 1346 f.

17 BVerwG, Urt. v. 26.3.2015— 7 C 17/12, BeckRS 2015, 46696.
18 Vgl. Mann, Die Rechtsprechungsentwicklung zu gewerblichen Abfall-

sammlungen nach §§ 17, 18 KrWG, KommJur, 2014, 321 ff.; Siederer/
Wenzel/Schütze, Unzulässigkeit gewerblicher Sammlungen bei bestehen-
den Erfassungssystemen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers,
AbfallR 2014; Gruneberg/Pieck, Die Rechtsstellung des öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträgers im Anzeigeverfahren für gewerbliche und
gemeinnützige Sammlungen – erste Vollzugserfahrungen und Rechtspre-
chung, AbfallR 2013, 163.

19 Vgl. OVG Münster, Beschl. v. 20.1.2014 – 20 B 669/13; VGH Mann-
heim, BeckRS 2013 = NVwZ-RR 2014, 385 Ls., 55848; OVG Koblenz,
Beschl. v. 4.7.2013 – 8 B10533/13; OVG Lüneburg, Urt. v. 21.3.2013
— 7 LB 56/11, BeckRS 2013, 48573; VG Düsseldorf, Urt. v. 8.4.2014
— 17 K 4098/13, BeckRS 2014, 51745; VG Arnsberg, Urt. v. 9.12.
2013 — 8 K 3508/12, BeckRS 2014, 46030.

20 Vgl. OVG Münster, Beschl. v. 20.1.2014 – 20 B 669/13; VGH Mün-
chen, NVwZ-RR 2014, 341; OVG Münster, Beschl. v. 11.12.2013 – 20
B 355/13; VG Würzburg, Beschl. v. 16.10.2012 — W 4 S. 12 833,
BeckRS 2012, 60489.

21 Vgl. VGH Mannheim, NVwZ 2014, 1253; OVG Münster, Beschl. v.
11.12.2013 – 20 B 355/13, 20 B 444/13, BeckRS 2014, 50020 und 20 B
627/13, BeckRS 2014, 50021; VGH Mannheim, Beschl. v. 10.10.2013,
BeckRS 2013, 57347 = NVwZ-RR 2014, 138 Ls.; VGH Mannheim,
Beschl. v. 26.9.2013, BeckRS 2013, 57348 = NVwZ-RR 2014, 138 Ls.;
VG Arnsberg, Beschl. v. 20.3.2013 – 8 L 916/12, BeckRS 2013, 50796.

22 Vgl. OVG Münster, Beschl. v. 11.12.2013 – 20 B 541/13; VGH Mann-
heim, Beschl. v. 9.9.2013, BeckRS 2013, 55848 = NVwZ-RR 2014,
385 Ls.; OVG Münster, Urt. v. 15.8.2013 – 20 A 2789/11; VG Arns-
berg, Urt. v. 16.12.2013 — 8 K 3746/12, BeckRS 2014, 50611; VG
Arnsberg, Urt. v. 9.12.2013 — 8 K 3508/12, BeckRS 2014, 46030; VG
München, Urt. v. 7.11.2013 — M 17 K 12.6408, BeckRS 2014, 45163
und M 17 K.12.6334, BeckRS 2014, 45162.

23 Europaticker v. 24.2.2015.
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lich darauf, eine einvernehmliche Lösung zu finden. Das Ge-
richt selbst geht hier also davon aus, dass eine Regelung im
Wege der konsensualen Einigung der Parteien in einem Me-
diationsverfahren vorliegend sinnvoller erscheint, als eine
Entscheidung nach den weitestgehend aus unbestimmten
Rechtsbegriffen und durch widersprüchliche gerichtliche Ent-
scheidungen geprägten gesetzlichen Grundlagen.

Auch wird an diesem Beispiel die Möglichkeit der Gerichte
deutlich, unabhängig vom Grundsatz der Freiwilligkeit in der
Mediation ein solches Verfahren vorzuschlagen oder sogar
anzuordnen und damit das gewählte Verfahren (hier die Be-
schreitung des Rechtswegs) auch während dessen Durchfüh-
rung zu ändern.

Dementsprechend ist der Vorschlag des OVG Lüneburg, das
Verfahren auszusetzen und ein Mediationsverfahren durch-
zuführen vorbehaltlos zu begrüßen. Die Mediation bietet hier
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern die Möglich-
keit, einen Konsens zu finden, wenn es sich um zuverlässige
und seriöse gewerbliche Unternehmen handelt.

2. Mediation als Instrument in der Zusammenarbeit
zwischen öffentlich-rechtlichem Entsorgungsträger
und dualen Systemen

Die gewerblichen Sammlungen sind weiterhin nicht das ein-
zige Problem, mit dem sich die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger befassen müssen. Weitere zahlreiche Probleme
ergeben sich aus der Zuständigkeitsverteilung zwischen öf-
fentlich-rechtlichem Entsorgungsträger auf der einen und
dualen Systemen auf der anderen Seite. Auch hier sind die
gesetzlichen Regelungen, vorsichtig ausgedrückt, wenig ziel-
führend, was nicht zuletzt an der aktuellen Entscheidung des
BVerwG deutlich wird, das die Regelung des § 6 IV 5 Ver-
packV für unwirksam erklärte.24 In dem der Entscheidung
des BVerwG zu Grunde liegenden Verfahren hatte ein Land-
kreis als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger gegen einen
Systembetreiber geklagt. Der Landkreis hatte kommunales
Altpapier gemeinsam mit Verkaufsverpackungen aus Papier,
Pappe und Kartonagen (PPK) erfasst und eine entgeltliche
Mitbenutzung von öffentlichen-rechtlichen Entsorgungsein-
richtungen durch das duale System geltend gemacht, wie sie
in § 6 IV 5 VerpackV vorgesehen ist.

a) Rechtliche Grundlagen der Mitbenutzung kommunaler
Erfassungssysteme. Die Mitbenutzung kommunaler Erfas-
sungssysteme durch Systembetreiber ist gerade im Bereich der
Altpapiererfassung in Deutschland weit verbreitet und ergibt
sich aus der gesetzgeberischen Entscheidung, die Zuständig-
keiten zwischen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern
und Systembetreibern aufzuteilen. Während die öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger grundsätzlich für Einsamm-
lung, Transport und Verwertung aller Abfälle aus privaten
Haushalten zuständig sind, unabhängig davon, ob es sich um
Abfälle zur Verwertung oder um solche zur Beseitigung han-
delt, wurde die Verantwortung für Transport, Um- und Ver-
kaufsverpackungen bereits 1991 mit der Verpackungsverord-
nung (VerpackV) der privaten Wirtschaft auferlegt. Die Ent-
sorgungsverantwortlichkeit für Verkaufsverpackungen, die
beim privaten Endverbraucher anfallen, liegt danach bei den
Herstellern/Vertreibern (so genannte Produktverantwor-
tung), die sich zur Gewährleistung ihrer Rücknahmepflichten
den Rücknahmesystemen im Sinne der Verpackungsverord-
nung anzuschließen haben (§ 6 I VerpackV). Gleiches gilt für
die Umverpackungen iSv § 3 I Nr. 3 VerpackV, wenn der
Endverbraucher die Übergabe der entsprechenden Waren in
der Umverpackung verlangt hat, § 5 I 2 VerpackV. Unter
anderem zum Schutz der bestehenden kommunalen Erfas-

sungssysteme bei Einführung der dualen Systeme hat der
Gesetzgeber in § 6 VerpackV unterschiedliche Regelungen
aufgenommen. So hat er dem öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger mit § 6 IV 5 VerpackV das Recht eingeräumt,
die Übernahme oder Mitbenutzung der Einrichtungen, die
für die Sammlung bestimmter Materialien – unter anderem
Altpapier – erforderlich sind, gegen ein angemessenes Entgelt
zu verlangen. Fraglich ist hier, ob sich aus dieser Regelung
ein einklagbarer Anspruch des öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgers ergibt, was bereits in der Vergangenheit dis-
kutiert – und folgerichtig verneint – wurde.25

b) Unwirksamkeit des § 6 IV 5 VerpackV. Nunmehr hat das
BVerwG die Regelung des § 6 IV 5 VerpackV insgesamt für
unwirksam erklärt, da sie dem verfassungsrechtlichen Gebot
hinreichender Bestimmtheit von Rechtsnormen nicht ent-
spricht, das in Art. 20 III GG und in Art 28 I 1 GG verankert
ist.26 Nach Auffassung des Gerichts soll § 6 IV 5 VerpackV
dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger einen gericht-
lich durchsetzbaren Anspruch unter anderem auf Entrichtung
eines angemessenen Entgelts vermitteln und müsse daher den
Bestimmtheitsanforderungen genügen, die für abgabebegrün-
dende Tatbestände – etwa Gebühren und Beiträge – gelten.
Diese müssten so bestimmt sein, dass der Abgabepflichtige
die auf ihn entfallende Abgabe in gewissem Umfang voraus-
berechnen könne, was bei der hier strittigen Regelung nicht
der Fall sei. Die Vorschrift enthalte keine Vorgaben, wie das
angemessene Entgelt zu bestimmen sei, mit der Folge der
Nichtigkeit der gesamten Regelung, da Mitbenutzungs- und
Entgeltanspruch untrennbar miteinander verbunden seien.27

c) Schlussfolgerungen aus der Entscheidung des BVerwG.
Mit dieser Entscheidung muss davon ausgegangen werden,
dass nicht nur die hier in Frage stehende Regelung des § 6 IV 5
VerpackV unwirksam ist, sondern vielmehr sämtliche auf das
Kooperationsprinzip gestützten Regelungen der VerpackV,
die die Kooperation zwischen öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgern und Systembetreibern betreffen.

Problematisch ist hier die in weiten Teilen bestehende Zu-
sammenarbeit, nicht nur im Bereich der gemeinsamen Erfas-
sung der PPK-Fraktion, sondern auch im Bereich von Wert-
stoffen, wie die zahlreichen Projekte einer gemeinsamen Er-
fassung von Verkaufsverpackungen und stoffgleichen Nicht-
verpackungen.28 In der Praxis ist eine gänzliche Trennung
nach den jeweiligen Zuständigkeiten jedenfalls grundsätzlich
unpraktikabel und weiterhin auch dem Bürger nicht vermit-
telbar. Auf eine gerichtliche Entscheidung dieser Fragen oder
die Durchsetzung etwaiger in der Verpackungsverordnung
normierter Rechte und Pflichten kann aber nach der jüngsten
Entscheidung nicht mehr gehofft werden. Entsprechend wird
erneut der Ruf nach gesetzgeberischem Handeln laut und
insbesondere gefordert, die Unzulänglichkeiten der Ver-
packungsverordnung durch die Verabschiedung eines Wert-
stoffgesetzes zu beheben.29 Bekannt ist allerdings auch, dass
Regelungen des Gesetzgebers auf sich warten lassen und mit

24 BVerwG, Urt. v. 26.3.2015 – 7 C 17/12, BeckRS 2015, 46696.
25 Vgl. OLG Köln, Urt. v. 12.6.2007 – 24 U 4/06, BeckRS 2008, 03325;

VGH Mannheim, Urt. v. 24.7.2012 – 10 S 2554/10, BeckRS 2012,
54430; VG Köln, Urt. v. 2.8.2012 – 13 K 3234/11, BeckRS 2012,
56959.

26 Vgl. Pressemitteilung Nr. 24/2015 v. 26.3.2015 zu BVerwG, BeckRS
2015, 46696.

27 Vgl. Pressemitteilung Nr. 24/2015 v. 26.3.2015 zu BVerwG, Urt. v.
26.3.2015 – 7 C 17/12, BeckRS 2015, 46696.

28 Zum Beispiel Rhein-Sieg-Kreis, Bochum, Köln, Berlin, Braunschweig,
Bielefeld.

29 Vgl. Europaticker v. 28.3.2015.
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einer schnellen und zufriedenstellenden Lösung hier in naher
Zukunft nicht gerechnet werden kann.

Allerdings drängt sich eine naheliegendere Lösung auf, die
sich aus den gesetzlichen Regelungen des § 6 VerpackV und
den Ausführungen des BVerwG ergibt. Das hier verankerte
Kooperationsprinzip ist gerade nicht geeignet, den Norm-
adressaten einklagbare rechtliche Positionen zu vermitteln. Es
bietet den Gerichten auf Grund der Unbestimmtheit der Re-
gelungen keine Entscheidungsgrundlage. Allerdings ist es eine
Aufforderung an die Beteiligten, sich konsensual zu einigen
und damit praktisch eine gesetzliche Aufforderung zur
Durchführung eines Mediationsverfahrens. Wie oben aus-
führlich dargestellt, ist die Mediation das einschlägige Ver-
fahren zur Erlangung konsensualer Lösungen zwischen den
Beteiligten. Gerade hier bietet insofern das Verfahren der
Mediation Lösungsmöglichkeiten für die Praxis, um auch
künftig eine vernünftige und wirtschaftlich sinnvolle Entsor-
gung sämtlicher sowohl in der Zuständigkeit der System-
betreiber wie auch der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger liegenden Abfallfraktionen zu gewährleisten. Ohne hier
auf derzeit unsichere oder gar nichtige rechtliche Regelungen
abstellen zu müssen, kann im Wege der Durchführung von
Mediationsverfahren eine den Interessen aller Beteiligten ent-
sprechende Lösung gefunden werden.

IV. Fazit

Insgesamt lässt sich damit festhalten, dass das auf die Erzie-
lung konsensualer Lösungen ausgerichtete Mediationsverfah-

ren gerade in der Entsorgungswirtschaft großes Potenzial für
alle Beteiligten bietet. Weder die Regelungen des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes zu Überlassungspflichten und gewerb-
lichen Sammlungen noch die Regelungen der Verpackungs-
verordnung bieten den Normadressaten verlässliche Grund-
lagen, auf Grund derer rechtssicher agiert werden könnte. So
hat sich in der Vergangenheit mit der Rechtsprechung zu
gewerblichen Sammlungen anschaulich gezeigt, wie gegen-
sätzlich die rechtlichen Grundlagen durch die Gerichte aus-
gelegt werden. Bisher kann hieraus keine verlässliche Hand-
lungsgrundlage für die Praxis entnommen werden. Dramati-
scher sieht es allerdings im Anwendungsbereich der Ver-
packungsverordnung aus, wo nach dem Urteil des BVerwG30

nunmehr davon ausgegangen werden muss, dass maßgeb-
liche Teile der Verordnung unwirksam sind.

Insofern kann den Beteiligten nur geraten werden, konsen-
suale Lösungen zu suchen, um in der Praxis handlungsfähig
zu bleiben und ihren jeweiligen Entsorgungsverpflichtungen
nachkommen zu können. Wie die Darstellung im ersten Teil
dieses Beitrags verdeutlicht, ist die Mediation hier ein geeig-
netes und sinnvolles Verfahren und kann den notwendigen
Rahmen herstellen, um praktikable und zufriedenstellende
Lösungen zu finden, auch ohne auf ein Eingreifen des Gesetz-
gebers zu warten. &

30 BVerwG, Urt. v. 26.3.2015 – 7 C 17/12, BeckRS 2015, 46696.
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